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Katastrophenhilfe muss inklusiv sein
Empfehlungen des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte

Information

Menschen mit Behinderungen sind von 
Gefahrensituationen und humanitären Notlagen 
unverhältnismäßig stark betroffen. Auch Hilfs-
programme sind für sie häufig nicht zugänglich. 
Dies führt zu weitreichenden Menschenrechts-
verletzungen. In einer Studie untersucht das 
UN-Hochkommissariat für Menschenrechte die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen in 
Gefahrensituationen und humanitären Notlagen 
und formuliert Empfehlungen. 

Im Auftrag des UN-Menschenrechtsrats, dem 
höchsten Menschenrechtsgremium der Vereinten 
Nationen (UN), hat das UN-Hochkommissariat für 
Menschenrechte (UN-Hochkommissariat) Ende 
2015 eine Studie zu den Rechten von Menschen 
mit Behinderungen in Gefahrensituationen, 
darunter bewaffneten Konflikten, humanitären 
Notlagen und Naturkatastrophen, veröffentlicht.1 
Die Studie wurde im Rahmen der Resolution 28/4 
des UN-Menschenrechtsrats erarbeitet. Sie ist 
Teil einer Serie von Maßnahmen zur Klärung der 
menschenrechtlichen Verpflichtungen, die für Ver-
tragsstaaten aus der UN-Behindertenrechtskon-
vention (UN-BRK)2 erwachsen. Da die Studie nicht 
in einer offiziellen deutschen Übersetzung erhält-
lich ist, soll sie im Folgenden zusammengefasst 
und ihre Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
vorgestellt werden.

Ziel der Studie ist es, Artikel 11 der UN-BRK in 
einen Zusammenhang mit bestehenden internati-
onalen Menschenrechtsnormen und der globalen 
Diskussion zum Umgang mit Katastrophen und 
humanitären Notlagen zu bringen, gute Beispiele 

zu identifizieren und Empfehlungen zu formulieren. 
Gemäß Artikel 11 der UN-BRK sollen die Vertrags-
staaten – im Einklang mit ihren Verpflichtungen 
nach dem Völkerrecht, einschließlich des humanitä-
ren Völkerrechts und der internationalen Menschen-
rechtsnormen – alle erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen, um in Gefahrensituationen wie bewaffne-
ten Konflikten, humanitären Notlagen und Natur-
katastrophen den Schutz und die Sicherheit von 
Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten. 

Das UN-Hochkommissariat hat im Zuge der Anfer-
tigung der Studie die Staaten sowie andere wich-
tige Akteure, etwa regionale Organisationen, den 
Sonderberichterstatter für Menschen mit Behinde-
rungen, zivilgesellschaftliche Organisationen, da-
runter Organisationen von und für Menschen mit 
Behinderungen und nationale Menschenrechts
institutionen, konsultiert.3 Aus Deutschland wur-
den keine Informationen eingereicht.4 

Studie zu den Rechten von Menschen mit 
Behinderungen in Gefahrensituationen
Die Studie des UN-Hochkommissariats für 
Menschenrechte (UN Doc. A/HRC/31/30) ist in 
den UN-Sprachen Englisch, Französisch, Spanisch, 
Arabisch, Chinesisch und Russisch verfügbar: 
http://ap.ohchr.org/documents/dpage_e.aspx?-
si=A/HRC/31/30 (abgerufen am 28.02.2017).

Die Studie in Leichter Sprache
Es gibt auch eine englische Version in Leichter 
Sprache: http://www.ohchr.org/EN/Issues/Di-
sability/Pages/StudiesReportsPapers.aspx
(abgerufen am 28.02.2017).

http://ap.ohchr.org/documents/dpage_e.aspx?si=A/HRC/31/30
http://ap.ohchr.org/documents/dpage_e.aspx?si=A/HRC/31/30
http://www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/Pages/StudiesReportsPapers.aspx
http://www.ohchr.org/EN/Issues/Disability/Pages/StudiesReportsPapers.aspx
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Im Anschluss an die Vorstellung der Studie 
verabschiedete der UN-Menschenrechtsrat die 
Resolution 31/6. Darin fordert er die Staaten 
auf, die Ergebnisse der Studie zu berücksichti-
gen und wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um 
Menschen mit Behinderungen in Gefahrensitua-
tionen und humanitären Notlagen zu schützen.5 
Um den Empfehlungen Nachdruck zu verleihen, 
widmet sich der UN-Menschenrechtsrat in 
seiner „Jährlichen Debatte zu den Rechten von 
Menschen mit Behinderungen“ der Resolution – 
dieses Jahr in seiner 34. Sitzung vom 27. Februar 
bis 24. März 2017 in Genf. 

Das System der humanitären Hilfe 
Zu den Hauptakteuren des humanitären Systems 
zählen einerseits die lokale Bevölkerung, lokale 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und kom-
munale Einrichtungen, die die Menschen huma-
nitär unterstützen, andererseits Regierungen, 
die humanitäre Hilfe gewähren oder empfangen, 
humanitäre Organisationen der UN und internatio-
nale nicht-staatliche Akteure.6 

Humanitäre Hilfe muss den Prinzipien der Un
parteilichkeit, Unabhängigkeit und Neutralität 
folgen.7 Dies führt dazu, dass humanitäre Hilfe 
grundsätzlich nicht von Staaten erbracht werden 
kann, diese jedoch humanitäre Organisationen 
aufgrund des Humanitätsgebots unterstützen 
müssen.8 Um neutral sein zu können, müssen 
die Organisationen unabhängig vom Staat sein.9 
Artikel 23 und 55 des Genfer Abkommens über 
den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten10 
und Artikel 70 des Zusatzprotokolls I11 verpflichten 
die Staaten, in Konfliktsituationen grundsätzlich 
humanitäre Hilfe zu gewähren und zuzulassen. 
Dies muss ebenso für Naturkatastrophen gelten, 
die mit Gewaltkonflikten verbunden sind.12 

Inhalt der Studie 
In seiner Studie stellt das UN-Hochkommissariat 
klar, dass die UN-BRK einen Paradigmenwechsel 
markiere, weg von einem medizinischen Ver-
ständnis hin zu einem menschenrechtsbasierten 
Verständnis von Behinderung. Der menschen-
rechtsorientierte Ansatz in Artikel 11 der UN-BRK 
erfordere ein neues Verständnis des humanitären 
Völkerrechts. Das humanitäre Völkerrecht und 
die internationalen Menschenrechtsnormen seien 

komplementär und verstärkten sich gegenseitig. 
Die UN-BRK gelte für alle Menschen mit Behinde-
rungen – unabhängig von ihrem rechtlichen Status 
oder ihrer Nationalität.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) gehe 
davon aus, dass 15 Prozent der Weltbevölkerung 
eine Beeinträchtigung hätten. Notlagen würden 
Menschen mit Behinderungen unverhältnismäßig 
stark treffen. Daten aus Japan bestätigten, dass 
die Wahrscheinlichkeit, im Katastrophenfall zu 
sterben, für Menschen mit Behinderungen viermal 
höher sei. Menschen mit Behinderungen seien 
in Gefahrensituationen vermehrt Missbrauch, 
Vernachlässigung und Zurücklassen ausgesetzt. 
Auch seien die Hilfsprogramme, Unterbringung, 
Kommunikation und der Transport häufig nicht 
zugänglich für Menschen mit Behinderungen. 
Dies führe zu weitreichenden Menschenrechts-
verletzungen. Besonders gefährdet seien ältere 
Menschen, Frauen, Jungen und Mädchen mit 
Behinderungen. 

Die Studie thematisiert vier zentrale Aspekte, die 
im globalen Diskurs bei Katastrophen und humani-
tären Notlagen beachtet werden müssten:

–	 Partizipation von Organisationen, die 
Menschen mit Behinderungen vertreten

–	 Gleichstellung und Nichtdiskriminierung 
aufgrund von Behinderungen

–	 Stärkung der Eigenständigkeit von Menschen 
mit Behinderungen

–	 Umsetzung der UN-BRK in Gesetzgebung, 
Politik und Praxis

Das UN-Hochkommissariat zeigt vier Mechanis-
men zur Verbesserung der Situation von Men-
schen mit Behinderungen in Gefahrensituationen 
und humanitären Notlagen auf: 

–	 Kernelemente wirksamer Katastrophenabwehr 
für Menschen mit Behinderungen identifizieren

–	 Ausgrenzung von Menschen mit Behinderungen 
reduzieren und Risikomanagement
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–	 Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen 
in Konfliktsituationen beachten

–	 Transformation durch Innovation ermöglichen

Kernelement wirksamer Katastrophenabwehr 
für Menschen mit Behinderungen sei die Förde-
rung der Zusammenarbeit von lokalen, nationalen 
und internationalen Organisationen. Hier müsse 
der Dialog und die Verbreitung von guten Beispie-
len gefördert werden zwischen Menschen mit Be-
hinderungen und den sie vertretenden Organisa-
tionen auf der einen Seite und denjenigen, die im 
Bereich von Gefahrensituationen und humanitären 
Notlagen arbeiten, auf der anderen Seite. 

Um Diskriminierung und Mehrfachdiskriminie-
rung aufgrund von Behinderung aufzudecken, 
fehle es an menschenrechtlich aussagekräftigen 
Daten. Deshalb müsse die Erhebung, Verwaltung, 
Desaggregation und Analyse von Informationen 
gestärkt werden. Dafür könne an die derzeitige 
Rahmenregelung des UN-Sicherheitsrats, die das 
Sammeln von Informationen über Zivilpersonen, 
Kinder und Frauen in Konflikten regelt, ange-
knüpft werden.

Menschen mit Behinderungen müssten in Gefah-
rensituationen systematisch identifiziert werden. 
Hier bedürfe es weiterer qualitativer, partizipa-
torischer Forschung, um Erkenntnisse über die 
Bedürfnisse, Erfahrungen und Prioritäten von 
Menschen mit Behinderungen zu erhalten und die 
Entwicklung von inklusiven Politikkonzepten und 
Praktiken zu fördern. 

Um die Ausgrenzung von Menschen mit Be-
hinderungen in Gefahrensituationen zu redu-
zieren und deren Sicherheit zu gewährleisten, 
müssten Informationen in zugänglichen Formaten 
bereitgestellt werden, insbesondere für Menschen 
mit Hör-, Seh- und geistigen Beeinträchtigungen. 
Außerdem müssten Evakuierungssysteme verbes-
sert werden, denn fehlende zugängliche Informa-
tionen und Unterstützung könnten dazu führen, 
dass Menschen mit Behinderungen keinen Zugang 
zu humanitärer Hilfe hätten. Außerdem müssten 
Wasser- und Sanitäranlagen in Notfallunterkünf-
ten für Menschen mit Behinderungen zugäng-
lich sein. Dies gelte auch für Gesundheits- und 
Rehabilitationseinrichtungen. 

Schließlich könne inklusives Risikomanagement 
in Gefahrensituationen nur umgesetzt werden, 
wenn hierfür Gelder bereit stünden. In Gefah-
rensituationen seien Menschen mit Behinderun-
gen – insbesondere Frauen, Mädchen, Jungen und 
Alleinlebende – besonders häufig Ziel von Gewalt. 
Humanitäre Notlagen führten auch vermehrt zu 
Barrieren in der Infrastruktur. Weltweit seien 
Menschen mit Behinderungen unter den Armen 
überrepräsentiert und am meisten von Ausgren-
zungen in der Gesellschaft betroffen. Die nachhal-
tigen Entwicklungsziele (Sustainable Development 
Goals/SDGs) und die darauf aufbauende Entwick-
lungspolitik müssten diesen Umstand zielgerichtet 
adressieren. Um Staaten besser auf Notsituatio-
nen vorzubereiten, sollten die Widerstandsfähig-
keit der Bevölkerung und ihr Zugang zu inklusiver 
Bildung und Arbeit gestärkt sowie die Ungleichheit 
in und zwischen den Staaten verringert werden. 
Darüber hinaus sollten Staaten sicherstellen, dass 
Menschen mit Behinderungen nach Konflikten und 
Katastrophen beim Wiederaufbau ihrer Existenz 
hinreichend unterstützt würden. 

Die Bedürfnisse von Menschen mit Behinde-
rungen in Konfliktsituation, insbesondere in 
bewaffneten Konflikten, müssten beachtet wer-
den. Konfliktparteien seien verpflichtet, Warnun-
gen herauszugeben, wenn die Zivilbevölkerung von 
Angriffen gefährdet sein könnte. Untersuchungen 
zeigten, dass Familien von Menschen mit Behin-
derungen ohne hinreichende Unterstützung sich 
oft entscheiden müssten, ob sie ihr eigenes Leben 
riskieren, um ihre Verwandten zu retten oder ihre 
Verwandten zurücklassen. Trotz vielseitiger Bemü-
hungen würden Kinder immer noch in bewaffneten 
Konflikten eingesetzt – insbesondere Kinder mit 
Behinderungen als Selbstmordattentäter. Staaten 
und nichtstaatliche Akteure sollten außerdem 
dafür sorgen, dass Menschen mit Behinderungen 
entsprechend ihrer Wünsche mit ihren Familien 
vereint würden. 

In bewaffneten Konflikten müsse stets zwischen 
Zivilisten und Kombattanten unterschieden 
werden. Angriffe dürften nur gegen Kombat-
tanten gerichtet werden und gegen Menschen 
mit Behinderungen nur dann, wenn sie aktiv am 
Konflikt beteiligt seien. In Übereinstimmung mit 
der UN-BRK dürften Menschen mit Behinderun-
gen nicht gegen ihren Willen in psychiatrischen 
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Einrichtungen festgehalten werden. Alle Parteien 
seien verpflichtet, Kriegsgefangenen mit Behinde-
rungen zugängliche und angemessene Unterkünfte 
bereitzustellen, sodass sie selbstbestimmt dort 
leben könnten. Schließlich müsse für die Reinte-
gration von Ex-Kombattanten mit Behinderungen 
ein umfassendes Unterstützungssystem etabliert 
werden. 

Letztlich erfolge Transformation durch Innova-
tion. Die UN-BRK fördere das Prinzip des univer-
sellen Designs, das mit dem Prinzip der Zugäng-
lichkeit verzahnt sei. Diese Prinzipien sollten alle 
Politikbereiche lenken, im Besonderen die des 
Wiederaufbaus. Staaten sollten beim Wiederauf-
bau Vorgaben des universellen Designs und der 
Zugänglichkeit berücksichtigen. 

Neue Technologien ermöglichten, dass bei Eva-
kuierungen und bei der Überbringung von Hilfe
leistungen sachkundigere Entscheidungen getrof-
fen werden könnten; zudem könnte heute früher 
vor Katastrophen gewarnt und eine Evakuierung 
besser verbreitet werden. Für erfolgreiche Inno-
vationen bei humanitären Interventionen sollte 
schließlich eine Qualitätskontrolle im Hinblick 
auf Zugänglichkeit, Umsetzung des universellen 
Designs, Partizipation, Rechenschaftspflicht, 
Nichtdiskriminierung, Stärkung der Eigen
ständigkeit und Einhaltung der internationalen 
Menschenrechtsstandards, insbesondere der 
UN-BRK, durchgeführt werden. 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
des UN-Hochkommissariats
Die Studie des UN-Hochkommissariats endet mit 
folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen, die hier in deutscher Übersetzung wieder-
gegeben sind13 (die Ziffern geben die jeweiligen 
Absatz-Nummern im UN-Dokument wieder): 

54. Das Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen nimmt einen 
Paradigmenwechsel vor: Es betrachtet Menschen 
mit Behinderungen nicht mehr als Gegenstand 
von medizinischer Versorgung und Wohltätigkeit, 
sondern erkennt sie als Rechtssubjekte an. Dieser 
menschenrechtsorientierte Ansatz in der Behin-
dertenthematik erfordert ein neues Verständnis 
des humanitären Völkerrechts, des Flüchtlings-
völkerrechts und der internationalen Rahmen

vorschriften für Nothilfe, wenn es um ihre An-
wendung auf Menschen mit Behinderungen geht. 
Staaten, nichtstaatliche Akteure und humanitäre 
Akteure sollten im Einklang mit dem Übereinkom-
men ihre Politikkonzepte und Praktiken für den 
Umgang mit Gefahrensituationen und humanitä-
ren Notlagen reformieren.

55. In Bezug auf den Schutz von Menschen mit 
Behinderungen in Gefahrensituationen und huma-
nitären Notlagen sollten das humanitäre Völker-
recht und die internationalen Menschenrechts-
normen als komplementär und sich gegenseitig 
verstärkend betrachtet werden. Für die Auslegung 
und Umsetzung des humanitären Völkerrechts 
sollten Normen herangezogen werden, die ein 
völliges Verbot des Freiheitsentzugs aufgrund 
einer Beeinträchtigung und der Zwangseinwei-
sung in psychiatrische Einrichtungen und andere 
Institutionen fordern sowie die Verpflichtung ent-
halten, für Menschen mit Behinderungen, denen 
die Freiheit entzogen wird, angemessene Vorkeh
rungen zu treffen.

56. In Zeiten eines Notfalls kommt es entschei-
dend auf die angemessene und rasche Bereit
stellung zugänglicher Informationen an. Der 
Einsatz vielfältiger und innovativer Kommunikati-
onsmittel kann die Zugänglichkeit verbessern und 
dazu beitragen, dass keine Gruppe von Menschen 
mit Behinderungen in den verschiedenen Stadien 
eines Nothilfeeinsatzes, einschließlich Wieder-
herstellung und Wiederaufbau, ausgeschlossen 
wird. Staaten, nichtstaatliche Akteure und andere 
humanitäre Akteure sollten in allen Phasen eines 
solchen Einsatzes ein wirksames Informations
management und die wirksame Verbreitung 
zugänglicher Informationen sicherstellen. 

57. Partizipation, Rechenschaftspflicht, Nicht
diskriminierung und Stärkung der Eigenständigkeit 
sind fundamentale Prinzipien eines menschen-
rechtsorientierten Ansatzes in der Behinderten
thematik. Die Gewährleistung dieser Prinzipien 
trägt zur Ausübung der Menschenrechte bei und 
ist ein bewährter und wirksamer Weg, um den 
Ausschluss von Menschen mit Behinderungen 
zu vermeiden. Die Staaten und die humanitären 
Akteure sollten sicherstellen, dass Menschen 
mit Behinderungen und die sie vertretenden 
Organisationen, einschließlich Frauen, Männern, 
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Jungen und Mädchen mit Behinderungen aller 
Altersstufen und auf allen Ebenen, sich aktiv betei-
ligen können, in die Koordinierung einbezogen und 
in sinnvoller Weise konsultiert werden. 

58. Die Zuweisung von Ressourcen ist ein 
entscheidender Faktor, um angemessene Maß-
nahmen zugunsten von Menschen mit Behinde-
rungen sicherzustellen und ihre Widerstands
fähigkeit im Hinblick auf künftige Notsituationen 
zu stärken. Die Staaten sollten auf der Grundlage 
eines menschenrechtsorientierten Programmie-
rungsansatzes ausreichende, rasch verfügbare 
und berechenbare Mittel mobilisieren, damit sie 
die eingegangene Verpflichtung, Maßnahmen für 
Notfallvorsorge und Folgenbewältigung zu treffen, 
die Menschen mit Behinderungen einbeziehen 
und für sie zugänglich sind, operativ umsetzen 
können. 

59. Es hat sich gezeigt, dass es in Feldeinsätzen 
häufig an Kapazitäten fehlt, um Menschen mit 
Behinderungen in Gefahrensituationen und 
humanitären Notlagen zu unterstützen. Staaten, 
nichtstaatliche Akteure und humanitäre Akteure 
sollten durch Kapazitätsaufbau dafür sorgen, dass 
bei Notfalleinsätzen die beteiligten Parteien, auf 
militärischer wie auf ziviler Ebene, das Friedens
sicherungspersonal und sonstiges Feldpersonal 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
besser berücksichtigen können. 

60. Der Wiederaufbau bietet die einmalige Chan-
ce, „es beim nächsten Mal besser zu machen“. 
In Anwendung eines menschenrechtsorientierten 
Ansatzes sollten die Staaten und die humanitären 
Akteure die Zugänglichkeit gewährleisten, indem 
sie bei der Programmierung und bei allen Wieder-
aufbaumaßnahmen nach einem Notfall ein univer-
selles Design anwenden, vor allem während der 
Planung und dem Wiederaufbau von Infrastruktur 
und öffentlichen Einrichtungen. Die internatio-
nale Zusammenarbeit sollte im Einklang mit den 
Normen erfolgen, die im Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen fest
gelegt wurden. Universelles Design, Zugänglich-
keit und Nichtdiskriminierung sollten integrierte 

Ergebnisindikatoren, Design-Parameter und Krite-
rien für Mittelzuweisung sein, um einen Wiederauf-
bau von hoher Qualität sicherzustellen.

61. Die Aufgabe, primären Beeinträchtigungen 
vorzubeugen, sollte Teil der Gesundheitsstrategien 
oder anderer übergreifender Strategien für Risiko-
prävention sein, ohne dass sich dies negativ auf 
die Bereitstellung von Mitteln für behinderungs-
bezogene Strategien auswirkt. Die humanitären 
Akteure sollten es vermeiden, in ihre behinde-
rungsbezogenen Strategien Fragen der Prävention 
primärer Beeinträchtigungen aufzunehmen. 

62. Innerhalb der derzeitigen Rahmenregelungen 
des Sicherheitsrats werden Informationen über 
Zivilpersonen, Kinder und Frauen in Konflikten 
gesammelt. Die systematische Einbeziehung der 
Menschen mit Behinderungen in diese Maßnah-
men und Mechanismen würde die Gewinnung von 
Daten über ihre Situation erleichtern. Die Staaten 
sollten die Inklusion von Menschen mit Behinde-
rungen in die bestehenden Rahmenregelungen der 
Vereinten Nationen für den Umgang mit Konflikt
situationen und Notlagen fördern und international 
vereinbarte Normen und Leitlinien für die Inklusi-
on von Menschen mit Behinderungen in humani-
täre Maßnahmen mit Nachdruck unterstützen und 
weiter ausbauen. 
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